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Der Rheinhafen Karlsruhe: das ist nicht
nur der idyllisch anmutende Schiffsanle-
ger der „MS Karlsruhe“, gelegen am
mittleren von fünf fingerartig sich Rich-
tung Mühlburg erstreckenden Kai-Anla-
gen, an die wiederrum im Norden die
Werftstraße und südlich die Hochbahn-
straße grenzt. Derzeit laufen Erweite-
rungspläne von zwei Baufirmen, die – so
sagen Kritiker von der „Bürgerinitiative

Müll und Umwelt“, sowie vom Regional-
verband des BUND – den Lkw-Verkehr
weiter ansteigen, und zusätzliche Staub-
und Partikel-Emissionen verursachen
würden.

Der vor120 Jahren in Betrieb gegangene
Rheinhafen besteht aus fünf Hafenbe-
cken: Kohle wird umgeschlagen, Stahl
angeliefert. Auf dem rund 300 Hektar
großen Gelände befinden sich mehrere
am Weltmarkt führende Unternehmen
des Handels mit Eisen-, Stahl- und Edel-
Metallschrotts – dazu Betonwerke, die ih-
re Rohstoffe per Schiff bekommen. Auch
der Inhalt der Karlsruher Wertstoffton-
nen wird hier weiterverarbeitet. Vor Jah-
ren sollte die Thermoselect-Verschwe-
lungsanlage an einer der Kai-Anlagen in
Betrieb gehen. Ist der Rheinhafen damit
eine einzige große „Abfall-Reste-Ram-
pe“?

Derzeit laufen beim Regierungspräsidi-
um (RP), als zuständiger Genehmigungs-
behörde, zwei Erörterungsverfahren –
konkret: zu den Erweiterungsplänen von
zwei Baufirmen. Die seit 2017 am Rhein-
hafen angesiedelte Baugesellschaft
Schleidt, deren Hauptsitz Waldshut-
Tiengen ist, plant mit seinem Tochterun-
ternehmen „BLU Karlsruhe“ (Boden La-
gerung Umschlag) eine Erweiterung der
Aktivitäten. Es soll künftig jährlich bis zu
etwa 350.000 Tonnen Boden und Bau-

schutt umgeschlagen werden – am Ha-
fen-Becken 2, nur wenige Meter entfernt
von besagtem Schiffsanleger der „MS
Karlsruhe“. „Damit wäre es möglich ge-
fährliche Abfälle umweltschonend und
wirtschaftlich in entfernteren Regionen
zu beseitigen“, schreibt das Unterneh-
men auf seiner Homepage. Offenbar will
Schleidt Material weit über die Region
hinaus aufarbeiten. Auch Aushub von der
Baustelle der Kombilösung in der Kriegs-
straße wird derzeit bei Schleidt angelie-
fert – nach Informationen dieser Zeitung
belegt Schleidt mittlerweile den größten
Anteil an den Recycling-Flächen der An-
lagen am Hafen-Becken 2.

Das Genehmigungsverfahren, sagt eine
Sprecherin des RP, „stehe vor dem Ab-
schluss“. Eine für April angesetzte Erör-
terung wurde ersatzlos abgesagt. Auch
als eine Folge von Corona. Harry Block
kritisiert dabei ein am 14.Mai im Bundes-
tag von CDU/CSU und SPD verabschie-
detes „Planungssicherstellungsgeset-
zes“, das – in Zeiten der Pandemie – „die
faktische Abschaffung des Erörterungs-
termins in allen relevanten umweltrecht-
lichen Verfahren, mindestens bis zum 31.
März 2021“, bedeute.

Was Schleidt betrifft: „Die fachliche
Prüfung der Einwendungen ergab, dass
es keiner öffentlichen Erörterung be-

(UVP) anzuordnen – damit sei eine
„frühzeitige Information der Öffentlich-
keit vor Antragstellung“ unterblieben.

„Wir halten die Dimensionen der Anla-
ge für die Region Karlsruhe als zu groß“,
sagen Block und Babenhauserheide uni-
sono. Ohnedies sei der Rheinhafen als das
einzige große Industriegebiet in Karlsru-
he „schon hoch belastet, nicht nur an
Staubemissionen“. Aufgezählt werden in
der Eingabe das Heizkraftwerk West, die
MiRO, die Papierfabrik Stora-Enso – und
die beiden Kohlekraftwerksblöcke direkt
am Rheinufer. Für den Umschlag von
Sand, Kies, Erden, Asphalt, Erdaushub,
Baustellenabfällen und Sperrmüll seien
mittlerweile insgesamt rund 20 Firmen
am Rheinhafen angesiedelt.

Von einer „völlig verfehlten Ansied-
lungspolitik“ spricht Block. Auf über
zehn Seiten beschreiben Block und Ba-
benhauserheide die Umweltbelastung.
Das zweite Genehmigungsverfahren, das
noch im Gange ist, betrifft die Firma
Gross. Auch die Erörterung dazu wird
aufgrund der Corona-Pandemie deutlich
abgespeckt: Aus Gründen des Infektions-
schutzes wurde kurzfristig, erst Ende Ok-
tober, ein geplanter Erörterungstermin

für diesen Mittwoch abgesagt. Der Ter-
min solle, so das RP, ersatzweise durch ei-
ne Online-Konsultation ab Montag, 16.
November, bis Sonntag, 6. Dezember,
stattfinden. Besagte Firma Gross will –
unmittelbar neben dem Gelände des et-
was weiter südlich gelegenen Edelme-
tall-Händlers „Cronimet“ – künftig jähr-
lich rund 60.000 Tonnen gefährlichen
Abfall und 160.000 Tonnen nicht gefähr-
lichen Abfall verarbeiten. Auch bei der
Firma Gross, sagt Block, habe „die Behör-
de eine Umweltverträglichkeitsprüfung
versäumt“. Zur ausstehenden Genehmi-
gung selbst sagt die RP-Sprecherin: „Ein
konkreter Zeitpunkt zum Abschluss des
laufenden Verfahrens kann derzeit nicht
benannt werden.“

durfte. Die Entscheidung wurde am 16.
März 2020 auf der Homepage des Regie-
rungspräsidiums Karlsruhe veröffent-
licht“, so die Sprecherin. BUND-Vor-
standsmitglied Harry Block und der
Sprecher der BI Müll und Umwelt, Horst
Babenhauserheide, kritisierten in ihrer
Einwendung vom 6. März, dass die früher
genehmigte Abfallmenge nun vervier-
facht werde – und die bisherige Lkw-An-
zahl von 107 am Tag auf über 300 anstei-
ge. Dazu käme „die mechanische
Behandlung von rund 300.000 Tonnen
Abfällen“. Das Regierungspräsidium
hätte es zudem versäumt, von sich aus ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung

Großer Umschlagplatz: Am Rheinhafen befinden sich mehrere Weltmarktführer in den Bereichen des Schrotthandels. Aktuell laufen zwei
Erörterungsverfahren zu geplanten Erweiterungen von Baufirmen. Foto: Stefan Jehle
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Kritik an Erweiterungsplänen
Rheinhafen: Bürgerinitiative Müll und Umwelt und der BUND befürchten weiteren Anstieg des Lkw-Verkehrs

„
Wir halten die Dimensionen
der Anlage für die Region

Karlsruhe als zu groß.

Harry Block
BUND-Vorstandsmitglied

300
Hektar

umfasst das
Gelände des Karlsruher 

Rheinhafens.

Vom Pavillon der Karl-Apotheke auf
dem Stephanplatz kann Karsten Rei-
chenbacher gut in die Südliche Waldstra-
ße blicken. Regenbogenbunte Lampions
baumeln hoch über dem Straßenstück
südlich der Amalienstraße. Beidseits zei-
gen Boutiquen und andere Einzelhändler
in ihren Schaufenstern, was sie zu bieten
haben. Schaltet die Ampel an der breiten
Furt auf Grün für Fußgänger und Rad-
fahrer, kommen Radler im Pulk auf den
Karlsruher Vielradler zu.

Die kleine, aber feine Flaniermeile, die
nur 200 Meter lang ist, präsentiert sich
mehr als verkehrsberuhigte Zone, seit
Anfang August die seitlichen Parkplätze
für Autos abgeschafft und die weißen
Markierungen auf der Straße entfernt

wurden. Zu Beginn belegten prompt und
wie geplant die zahlreichen Gastrono-
men in der Südlichen Waldstraße den frei
gewordenen Platz. Davon zeugen jetzt, im
November und im Teil-Lockdown, nur
noch große Pflanzkübel. Die Tische und
Stühle im Freien sind abgeräumt.

Urbane und ganzheitliche Mobilität ist
Reichenbachers Fachgebiet. Mit Fort-
und Weiterbildungen zu diesem Thema
ist er bundesweit unterwegs. In seiner
Heimatstadt verbindet der Karlsruher
seine private Sicht der Dinge mit seinem
fachlichen Blick. In der Südlichen Wald-
straße sieht er die Attraktivität der Ge-
schäfte und der Gastronomie noch beein-
trächtigt. Denn tagsüber rollt ein selten
unterbrochener Strom von Radfahrern
zwischen der Sophienstraße und dem
Bereich von Stephanplatz, Ludwigs-
platz, Fußgängerzone und innerster City.

„Mir fehlt hier der überzeugende An-
satz“, sagt Reichenbacher über die Südli-
che Waldstraße in aktueller Gestalt. Er
erinnert an die Reallabor-Versuche von
Verkehrsexperten am Ludwigsplatz und
in der Erbprinzenstraße. Im Ergebnis un-
termauerten sie nur die schon zuvor be-
kannte Tatsache, dass Fußgänger in grö-
ßerer Zahl nicht geruhsam unterwegs
sein können, wo sich zugleich Radfahrer
zügig und zielorientiert bewegen. Die So-
phienstraße ist eine Fahrradstraße und
eine der wichtigsten innerstädtischen
West-Ost-Verbindungen. Über die Ama-
lienstraße, aber auch am Ludwigsplatz,
ist sie mit der Radroute Süd verknüpft,
Karlsruhes ältester City-Fahrradstrecke
mit dem einzigen rein Radlern vorbehal-
tenen Fahrbahnabschnitt der Erbprin-
zenstraße zwischen Friedrichsplatz und
Naturkundemuseum. Wer von der So-
phienstraße dorthin radeln will, passiert
unweigerlich die Südliche Waldstraße.

„Es ist ein sehr beanspruchter kurzer
Verkehrsabschnitt“, bestätigt Matthias
Günzel, Leiter der Abteilung Straßenver-
kehr im Karlsruher Ordnungs- und Bür-
geramt. Nach einer „gewissen Zeit der
Eingewöhnung“ mit relativ vielen Ver-
stößen gegen das Parkverbot sei nun die
Situation „besser eingespielt“, bewertet
Günzel die Lage. Es werde aber noch ver-
stärkt kontrolliert. Bereits mit der Inte-
ressenvereinigung Südliche Waldstraße
besprochen ist laut Günzel, noch mehr zu
tun, um trotz Fahrbahn in der Mitte eine
gemütlichere Atmosphäre zu schaffen.
Das soll auch das Tempo von Radfahrern
drosseln. Es gibt Ideen für Sitzbänke,
mehr Grün oder auch Fahrradständer.

Durch die Südliche Waldstraße schiebt
sich langsam ein breiter Pkw in Gelände-
wagenoptik. Die Fahrerin muss nicht
mehr auf Außenspiegel achten: Parken
ist verboten. Die Durchfahrt ist unverän-
dert erlaubt, dauert aber lang. Entgegen-
kommende Radler müssen ausweichen,
und das geht nicht überall. Aber obwohl
es fast immer rollt auf der Straße, haben
es Fußgänger jetzt besser, findet Gal Ber-
lin-Keller. „Seit hier nicht mehr geparkt
werden darf, bleiben viel öfter Mütter
mit Kinderwagen vor unserem Schau-
fenster stehen“, erzählt die Verkäuferin,
die in einer Kinderboutique arbeitet.

Experte in urbaner Mobilität: Karsten Reichenbacher – hier auf dem Stephanplatz – fehlt
ein überzeugender Ansatz für die Südliche Waldstraße. Foto: Jörg Donecker
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Parkverbot bringt erste Veränderungen
In der Südliche Waldstraße gibt es weitere Ideen für Fußgänger und Radler

BNN – Angesichts der jüngsten Terror-
anschläge im französischen Nizza und im
österreichischen Wien plädiert das Insti-
tut für Islamische Theologie und Religi-
onspädagogik der Pädagogischen Hoch-
schule Karlsruhe für interreligiösen
Dialog und dafür, sich gemeinsam und
religionsübergreifend für Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und weltanschauli-
che Pluralität einzusetzen.

„Es zeigen sich gefährliche Tendenzen
einer zunehmenden Polarisierung zwi-
schen Musliminnen und Muslimen und
der Mehrheitsgesellschaft. Die große ge-
samtgesellschaftliche Herausforderung
besteht deshalb darin, eine weitere Eska-
lation zu verhindern“, so Professor Jörg
Imran Schröter, Leiter des Instituts.
„Uns geht es um einen gemeinsamen Ein-
satz für Menschenwürde und Menschen-
rechte, für Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit sowie für Meinungsfreiheit und
für weltanschauliche Pluralität“, macht
der Wissenschaftler deutlich. Schröter
sieht einen großen Bedarf, sich sowohl an
den Hochschulen, speziell an islamisch-
theologischen Instituten, sowie im Reli-
gionsunterricht an den Schulen offenen
und kritisch mit problematischen Quel-
leninhalten und Gewalttheologien aus-
einanderzusetzen.

Seit Jahren widmet sich das Institut für
Islamische Theologie und Religionspä-
dagogik der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe in seiner Forschung den Ursa-
chen von religiöser Gewalt sowie den
Friedensaspekten und Friedenspoten-
zialen des Islam. Außerdem engagiert es
sich für den interreligiösen Dialog und
bietet das Zertifikat „Interreligiöses Be-
gegnungslernen“ an. Dieses Studienan-
gebot qualifiziert angehende Lehrerin-
nen und -lehrer religionsübergreifend
dafür, in den Schulen kompetent mit reli-
giöser Vielfalt umzugehen.

Appell 

zum Dialog

„
Die Herausforderung

besteht darin, eine weitere
Eskalation zu verhindern.

Jörg Imran Schröter
Institutsleiter

BNN – Das Welcome Center der Tech-
nologieregion Karlsruhe wird vom ba-
den-württembergischen Wirtschaftsmi-
nisterium mit knapp 389.000 Euro
gefördert. Die Förderung ist Teil des Pro-
gramms „Welcome Center Baden-Würt-
temberg“ und dauert vorläufig bis Ende
2023, wie das Ministerium mitteilt.

„Die Welcome Center haben seit Be-
ginn der Corona-Einschränkungen be-
wiesen, dass sie ihr Beratungsangebot
flexibel auf die Situation anpassen kön-
nen“, sagte Staatssekretärin Katrin
Schütz in einer Videokonferenz. Viele
Beratungsangebote und Veranstaltun-
gen der Welcome Center wurden auf vir-
tuelle Formate umgestellt. Damit konnte
die Reichweite der Welcome Center über
die Landesgrenzen hinaus erweitert
werden. Gerade in der schwierigen Co-
rona-Zeit gelte es, gezielt auch ausländi-
sche Fachkräfte anzuwerben, etwa für
die Pflege.

Neben dem Karlsruher Welcome
Center werden zahlreiche weitere
Zentren in Baden-Württemberg geför-
dert. Insgesamt beläuft sich die Förder-
summe auf rund 4,3 Millionen Euro.
Welcome Center sind zentrale Anlauf-
stellen, für internationale Fach- und
Nachwuchskräfte. Die Zentren arbeiten
dabei als Schnittstelle mit regionalen
Unternehmen zusammen.

Förderung des

Welcome Centers

BNN – Vier Kandidaten für das Amt des
Oberbürgermeisters diskutieren an die-
sem Donnerstag ab 20.30 Uhr auf Einla-
dung der Bürgergemeinschaft Nordwest-
stadt. Dabei stellen sie sich auch Fragen
von Bürgern, wie aus einer Pressemittei-
lung hervorgeht.

Die Diskussion wird per Livestream auf
der Videoplattform YouTube übertragen.
Ein Link dazu wird zeitnah auf der
Homepage der Bürgergemeinschaft zu-
gänglich gemacht. Außerdem können
auch noch Fragen per E-Mail eingesandt
werden.

Internet

www.ka-nordweststadt.deweststadt.de

Diskussion wird 
im Livestream gezeigt
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